
ihrem Bestand zu gefährden. Diese Gefahren wohnen 
jedoch nicht nur dem Coitus, sondern in gleicher Weise 
auch geschlechtsverkehrsähnlichen Handlungen zwi­
schen den in gerader Linie verwandten Familienange­
hörigen inne. Werden derartige Handlungen aus dem 
Tatbestand ausgeklammert, so erstreckt sich der Schutz 
der Familie lediglich auf die Verhinderung von In­
zuchtnachwuchs, nicht aber auf die moralisch saubere 
Entwicklung der Familie überhaupt.
Zum Begriff der Prostitution
und zu deren strafrechtlicher Verfolgung
Mit der vorgeschlagenen generellen strafrechtlichen 
Verfolgung der Prostitution werden viele praktische 
(juristische, kriminologische und kriminalistische) Fra­
gen aufgeworfen, die alle zu erörtern hier zu weit füh­
ren würde. Es soll daher lediglich auf einige hingewie­
sen werden.
Da der Begriff „Prostitution“ selbst nicht einheitlich 
und rechtsverbindlich definiert ist, beginnen die Schwie­
rigkeiten bereits bei der Interpretation8. Die Auslegung 
dieses Begriffs ist jedoch entscheidend für die prak­
tische Anwendung der anderen Tatbestände des StGB- 
Entwurfs, die sich auf die Prostitution beziehen (§§ 115, 
122 Abs. 2).
In § 115 wird beispielsweise die Förderung und Aus­
nutzung der Prostitution unter bestimmten Bedingun­
gen (Erzielung von Einkünften) mit Strafe bedroht. Die 
Förderung oder Ausnutzung der geschlechtlichen Be­
ziehungen anderer Personen ist dann nicht strafbar, 
wenn keiner der Sexualpartner der Prostitution nach­
geht, auch dann nicht, wenn z. B. der Täter anderen 
Personen ausschließlich für die Ausübung des Ge­
schlechtsverkehrs gegen Entgelt eine Unterkunft zur 
Verfügung stellt. Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
nach § 115 hängt also davon ab, ob die Förderung einer 
sich prostituierenden Person zuteil wird und ob der 
Fördernde weiß, daß er eine solche Person fördert oder 
ausnutzt.
Unproblematisch wäre diese Regelung im Falle der 
Unterhaltung eines Bordells oder einer bordellähnlichen 
Einrichtung. Aber gerade diese Formen der Prostitu­
tionsförderung gibt es bei uns seit langem nicht mehr. 
In allen übrigen Fällen aber stößt die praktische An­
wendung dieser Bestimmung auf Schwierigkeiten.
Die Kompliziertheit des Problems wird noch deutlicher, 
wenn man berücksichtigt, daß in der Praxis ganz allge­
mein unterschieden wird zwischen Prostituierten (d. n. 
Personen, die mit anderen Bürgern sexuelle Handlun­
gen gegen Bezahlung vornehmen) und HwG-Personen 
(d. h. Personen, die häufig den Sexualpartner wechseln 
und für die sexuellen Handlungen keine Bezahlung 
verlangen, wohl aber häufig materielle oder sonstige 
Vorteile entgegennehmen). Der Unterschied zwischen 
beiden Formen besteht also vor allem im „Äquivalent“, 
das aus diesen sexuellen Handlungen erzielt wird.
Der gegenwärtigen Praxis zufolge wäre nach der Fas­
sung des § 115 des StGB-Entwurfs bei Förderung des 
häufig wechselnden Geschlechtsverkehrs (HwG) im ge­
nannten Sinne die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
auszuschließen. Da der Unterschied zwischen Prostitu­
tion und HwG gering und für einen Außenstehenden 
(auch für den Förderer) nicht ohne weiteres erkenn­
bar ist, bliebe in jedem konkreten Fall der Nachweis 
zu führen, daß der Beschuldigte bzw. Angeklagte wußte, 
daß er durch sein Verhalten die P r o s t i t u t i o n  för­
derte oder ausnutzte.

8 offen bleibt auch die Frage, ob mit dem Prostitutionsbegriff 
lediglich die heterosexuelle oder aber auch die homosexuelle 
Prostitution gemeint ist. Angesichts dessen, daß der StGB- 
Entwurf eine dem jetzigen § 175a Ziff. 4 StGB äquivalente Be­
stimmung nicht enhält, wäre es notwendig und sinnvoll, die
homosexuelle Prostitution (sog. Strichjungen) in den Prosti­
tutionsbegriff einzubeziehen.

Diesen Schwierigkeiten sollte durch die Aufnahme einer 
Legaldefinition der Prostitution in das neue StGB be­
gegnet werden. Eine solche Definition- müßte umfas­
send genug sein, um bestimmte Erscheinungsformen 
des asozialen HwG mit zu erfassen. Als zweckmäßige 
Abgrenzungskriterien könnten herangezogen werden: 
die Außerehelichkeit der sexuellen Beziehungen, der 
wiederholte Partnerwechsel und die Erzielung materiel­
ler Vorteile aus solchen Beziehungen9. In diesem Sinne 
könnte etwa formuliert werden:

„Prostitution ist die Aufnahme außerehelicher Ge­
schlechtsbeziehungen bei häufigem Partnerwechsel, 
um daraus ganz oder teilweise den Lebensunterhalt 
zu bestreiten.“

Damit würde auch die Abgrenzungsschwierigkeit bei 
der Förderung und Ausnutzung der Prostitution (§ 115) 
auf ein Minimum reduziert und eine wirkungsvollere 
praktische Anwendung dieser Bestimmung gewähr­
leistet werden.
Auch die systematische Einordnung der Bestimmungen, 
die sich auf die Prostitution beziehen (§§ 115, 122 Abs. 2, 
235) läßt zu wünschen übrig. Die Stellung des § 115 zwi­
schen dem gewaltsamen sexuellen Mißbrauch und der 
Vornahme sexueller Handlungen in der Öffentlichkeit 
ist schon vom Objekt her wenig glücklich. Es müßte 
überlegt werden, ob die geschlossene Einordnung der 
auf die Prostitution bezogenen Bestimmungen (evtl, in 
einem Tatbestand) im 3. Kapitel (Straftaten gegen die 
Persönlichkeit) oder 5. Abschnitt des 8. Kapitels (Son­
stige Straftaten gegen die allgemeine staatliche und 
öffentliche Ordnung) günstiger wäre.
Zur Systematik der Sexualstraftatbestände 
und zur Strafandrohung bei Sexualdelikten
Die Anordnung der Sexualstraftatbestände überhaupt 
bedarf m. E. der Überprüfung. Mit der Herauslösung der 
Tatbestände der §§ 137 bis 141 aus der Gruppe der an­
deren Sexualdelikte entsteht der Eindruck einer Zer­
splitterung, die der allgemeinen Gliederung des Straf­
gesetzbuches nach dem durch die Straftat angegriffe­
nen Objekt nicht entspricht. So sind z. B. Bestimmun­
gen zum Schutze Jugendlicher vor sexuellen Anschlä­
gen nicht nur im 4. Kapitel (Straftaten gegen Jugend 
und Familie), sondern auch im 2. Abschnitt des 3. Kapi­
tels (Straftaten gegen die Persönlichkeit) enthalten, da 
diese letzteren Bestimmungen insgesamt zugleich auch 
Jugendliche schützen. (§§ 113 Abs. 2 Ziff. 1 und 114 
Abs. 3 Ziff. 1). Hinzu kommt, daß sexuelle Anschläge 
gegen Minderjährige nicht ausschließlich gegen die vom 
sozialistischen Staat geschützten Erziehungsprinzipien 
und gegen die saubere moralische Entwicklung der Ju­
gend gerichtet sind, sondern gleichzeitig einen Verstoß 
gegen die sexualmoralischen Anschauungen der Werk­
tätigen und gegen die Würde des Menschen überhaupt 
darstellen.
Am günstigsten wäre deshalb eine Lösung, die sowohl 
der Übersichtlichkeit als auch der Objektgliederung ge­
recht wird. Eine solche Möglichkeit böte sich, wenn die 
jetzt im 2. Abschnitt des 3. Kapitels enthaltenen Sexual- 
straftatbestände an das Ende dieses Kapitels, die Tat­
bestände der §§ 137 bis 141 dagegen an den Anfang 
des 4. Kapitels gestellt würden, so daß ein unmittel­
barer Zusammenhang zwischen allen Sexualstraftat­
beständen bei gleichzeitiger Wahrung der Objektgliede­
rung gegeben wäre.
Die allgemeine Grundtendenz, durch einen möglichst 
flexiblen Strafrahmen eine weitgehend differenzierte 
Würdigung des Einzelfalles zu ermöglichen, ist gerade

9 Vgl. Bein, „Die Gesellschaftsgefährlichkeit der Prostitution“, 
Schriftenreihe der Deutschen Volkspolizei, 1956, Heft 6, S. 33 ff.; 
Feix, „Nochmals zur Gesellschaftsgefährlichkeit der Prostitu­
tion“, Schriftenreihe der Deutschen Volkspolizei, 1957, Heft 13/14. 
S. 143 ff.
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